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Stand: Februar 1995 

Begründung zum Bebauungsplan Nr . 26 (südlich Mühlenweg) in Ste ­
derdorf, Stadt Peine 

1.0 Notwendigkeit der Planaufstellung 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne 
aufz~stellen, sobald und soweit es für die städtebauliche 
Rntwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

Die Nachfrage nach Wohnbauland für Einfamilienhäuser hat 
wieder stark zugenommen, so daß ein Mangel an erschlosse­
nem Wohnbauland besteht, obwohl die Stadt Peine auch in 
den letzten Jahren Neubaugebiete a~sgewiesen hat. 

Die Vorgaben der Stadtentwicklungsplanung sehen die Be­
reitstellung von Wohnbauflächen, insbesondere auf den 
freien Flächen, die infrastrukturell gut ersc~lossen 
sind, , yor. 

Durch die verkehrsgünstige Anhindung Stederdorfs an die 
Kernstadt und auch an das überörtliche Verkehrsnetz hat 
sich dieser Ortsteil immer mehr als Wohnstandort für 
Peine entwickelt. 

Die ständigen Nachfragen nach Eigenheimgrundstücken von 
Bauinteressenten aus dem Ortsteil Stederdorf selbst wie 
aber auch aus anderen Teilen des Stadtgebietes rechtfer­
tigen die Aufstellung des neuen Bebauungsplanes. 

2.0 Entwicklung des Planes/Rechtslage 

Für- den -GeltungsEereich des Bebauungsplanes Nr. 26 ste­
derdorf bestehen bisher keine rechtsverbindlichen Fest­
setzungen. 

Da der Flächennutzungsplan für den Planbereich landwirt­
schaftliche Nutzfläche ausweist, wird dieser im Parallel­
verfahren geändert. 
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Diese Fläche wird als allgemeines Wohngebiet dargestellt 
werden. 

Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die 
Stadt Peine als Mittelzentrum u. a. die Aufgabe zur Si­
cherung und Entwicklung von Wohngebieten zur Deckung des 
Wohnraumbedarfs aller Bevölkerungsschichten. Die Planung 
ist diesem Ziel angepaßt. 

3.0 Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes 

Der Ortsteil Stederdorf liegt nordöstlich der Kernstadt 
und ist über die Peiner Straße (B 444) erreichbar. Ste~ 
derdorf befindet sich verkehrsgünstig an der Autobahn A 2 
(Berlin - Hannover) . 

Das Plangebiet .liegt im östlichen Teil der Ortschaft. Den 
westlichen Anschluß bildet ein allgemeines Wohngebiet und 
den sÜdöstlichen ein geplantes Gewerbegebiet. Entlang der 
nördlichen Plangebietsgre~e verläuft der Mühlenweg. Par­
allel zu dieser Straße befinden sich eine Elt-Leitung 
(20 kV) und eine Baumreihe. 

Der Landschaftsplan weist die überplante Fläche als eine 
in der Leistung des Naturhaushaltes stark eingeschränkte , 
intensive ackerbauliche Nutzung im Geest- und Geestrand­
bereich mit Feldberegnung aus. 

Dieser Bereich hat jedoch aufgrund der Landschaftsbild­
qualität eine potentielle Erholungseignung. Südlich des 
Wohngebietes werden deshalb öffentliche Grünflächen mit 
Fußwegen vorgesehen. 

Nach Auswertung der Geologischen Karte GK NR. 3627 sind 
oberflächennahe Schmelzwassersande und Geschiebelehme aus 
dem Drenthe-Stadium der Weichsel -Kaltzeit zu erwarten. 

Zur Erkundung des Baugrundes wurden 
9 Rammkernsondierbohrungen bis 4,0 m Tiefe in einem SO-rn­
Raster auf der Fläche abgeteuft. Nach den Ergebnissen der 
Baugrunduntersuchung stehen im Plangebiet unte~halb der 
Deckschicht aus Mutterboden allgemein gut 'tragfähige Bo­
denschichten aus Geschiebelehm und Sand an, so daß eine 
Flachgründung für Einfamilienhäuser möglich ist. 
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Die Fundamente sollten in tragfähige Sandschichten bzw. 
Geschiebelehm abgesetzt werden (erforderliche frostsi­
chere Einbindetiefe der Fundamente tmin = 1,0 m). Für 
eine Unterkellerung ist nach den bisherigen Erkenntnissen 
eine entsprechende Drainage erforderlich. 

Beim Bau eines Kellers ist eine geböschte Baugrube zu er­
stellen, wobei die Baugrubenböschungen nicht steiler als 
mit einer Neigung von n = 45° zu gestalten sind 
(DIN 4/24). Zur Ableitung von Niederschlagswasser ist 
eine offene Wasserhaltung ausreichend. 

4.0 Planinhalt/Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 

4.1 Baugebiet/bauliche Nutzung 

Ziel des Bebauungsplanes ist es, in einem verträglichen 
Maß Wohnbauflächen auszuweisen, wobei sich Art und Maß an 
den a~grenzenden Wohngebieten orientieren. 

Das neue Baugebiet stellt eine Erweiterung der im Westen 
vorhandenen allgemeinen Wohngebiete dar. Es soll wie 
diese ein Gebiet für eingeschossige Einfamilienhäuser 
werden und einen ähnlichen Charakter erhalten. Damit wird 
der großen Nachfrage nach Baugrundstücken für Eigenheime 
Rechnung getragen. 

Aus städtebaulichen Gründen soll in dem neuen Wohngebiet 
Wohnbebauung konzentriert werden. Nutzungen, die das Ru­
hebedürfnis stören könnten, werden ausgeschlossen. 

Die wesentlichen Versorgungseinrichtungen, wie Läden zur 
Deckung des täglichen Bedarfs, Anlagen für soziale, 
kirchliche und kulturelle Zwecke, sind im Siedlungszen­
trum vorhanden. Es kann daher auf Versorgungseinrichtun­
gen in dem neuen Baugebiet, das sich in einer Randlage 
befindet, verzichtet werden. 

Um den Charakter des angestrebten Einfamilienhausgebietes 
zu wahren, wird es für erforderlich gehalten, die Zahl 
der Wohnungen auf maximal zwei je Wohngebäude zu be­
schränken. 
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In Anpassung an die vorhandenen Wohngebiete ist die Fest ­
setzung getroffen worden, daß nur Einzel- bzw. Doppelhäu­
ser zulässig sind. 

Das Maß der baulichen Nutzung nimmt ebenfalls die Struk­
tur und Bebauungsdichte der angrenzenden Bebauung auf. 

Die Baugrenzen werden großzügig gefaßt und Festsetzungen 
in bezug auf Stellung der Anlagen zugunsten gestalteri­
scher Freiheit nicht getroffen . 

Für das Baugebiet gilt die textliche Festsetzung, daß 
Stellplätze und Garagen nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche errichtet werden dürfen. Das Straßen­
bild wird gerade durch die grünen Vorgärten positiv un­
terstützt und beeinflußt somit die Wohnqualität. Die Bau­
flächen sind so großzügig zugeschnitten, daß die Ein­
schränkung zurnutbar ist. 

4.2 Verkehrsflächen 

-
Das Planungsgebiet ist über den Mühlenweg zu erreichen. 
Die innere Erschließung erfolgt über eine Wohnstraße mit 
Stichwegen. Die Straßen sollen in einer Breite von 5,50 m 
und ohne Hochbord ausgebaut werden. Als Material ist Be­
tonsteinpflaster vorgesehen. 

Versatze und Verschwenkungen des Straßenlaufes sollen der 
Verkehrsberuhigung dienen. Andererseits kann damit 
gleichzeitig eine stadtgestalterisch erwünschte Gliede­
rung des Baugebietes erreicht werden. 

Den Belangen des ruhenden Verkehrs wird durch die Auswei­
sung von Parkplätzen im öffentlichen Straßenraum Rechnung 
getragen. Diese sollen an einigen Stellen sc~werpunktmä­
ßig konzentriert werden. Dadurch können die übrigen Stra­
ßenquerschnitte schmal gehalten werden. Das. hat sowohl 
gestalterische als auch wirtschaftliche Vorteile. 
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Die erforderlichen Einstellplätze sind auf den Privat­
grundstücken herzurichten. Um die Versiegelungsfläche zu 
minimieren und um das Niederschlagswasser nicht dem na­
türlichen Kreislauf zu entziehen, sollen die Stellplätze 
und ihre Zufahrten in wasserdurchlässiger Bauweise ausge­
führt werden. Damit wird ein Beitrag zum Schutz der Natur 
im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 20 Baugesetzbuch geleistet. 

Die Hinterlieger sowie Anwohner von dem 3,00/4,00 m brei­
ten Weg müssen die Mülltonnen bzw. den Sperrmüll am Tag 
der Abfuhr an der nächsten Erschl ießungsstraße bereit­
stellen. 

Die Fußwege in der öffentlichen Grünfläche verbinden das 
Baugebiet mit dem Fußwegenetz der geplanten öffentlichen 
Grünzüge. 

4.3 Entwässerung 

Die i'rmere Erschließung des Baugebietes wird im Trenn­
Entwässerungsverfahren du~~hgeführt. 

Das anfallende Regenwasser wird in einem Kanal zur 
Sickerfläche- Nord geführt und dort versickert, bzw. durch 
Überlauf nach Drosselung in die weiterführende RW-Kanali~ 
sation abgegeben. Diese Regenwasserableitung dient 
gleichzeitig als wasserwirtschaftliche Ausgleichsmaßnahme 
für den Mehrabfluß infolge der Bebauung des Plangebietes. 

Die Versickerung des Oberflächenwassers auf den Privat­
grundstücken wird nicht vorgeschlagen, da der Boden, wie 
die durchgeführte Bodenuntersuchung zeigt, zum größten 
Teil aus Geschiebelehm besteht. Dieser weist eine geringe 
Durchlässigkeit auf. 

Die Entsorgung des Schmutzwassers wird vorerst über die 
vorhandenen Mischwasserkanäle im Tannenweg erfolgen. Zum 
späteren Zeitpunkt ist ein direkter Anschluß an die 
Schmutzwasserkanalisation im Hesebergweg vorgesehen. 
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4.4 Öffentl iche Grünflachen 

Ein wesentliches Element des städtebaulichen Konzeptes 
stellt die geplante Grünzone dar. Dieser Grünzug soll ne­
ben· der Aufnahme von Fußwegen, die Teile des geplanten, 
durch die Ortschaft Stederdorf gehenden Fußwegesystems 
sind, vor allen Dingen als Pufferzone zum Gewerbegebiet 
dienen. Pflanzbindungen werden für diesen Bereich nicht 
getroffen, da es sich um eine öffentliche Grünfläche han­
delt. 

4.5 Private Grünflächen 

Auf den Grundstücken, die an die öffentliche Grünfläche 
angrenzen, ist eine private Grünfläche für Anpflanzung 
vorgesehen. Auf den Flächen mit Anpflanzungsfestsetzungen 
sind nur heimische, standortgerechte Sträucher und Laub­
bäume zu pflanzen. Um dem Eigentümer trotzdem Raum für 
eine wirtschaftliche und individuelle Grundstücksgestal­
tung z~ geben, ist auf den Pflanzflächen lediglich das 
Maß für die Anpflanzungen yorgesehen. 

Des weiteren werden Einzelbäume entlang der Straße vorge­
sehen. Die Standorte der Bäume sind im Bebauungsplan 
festgesetzt. 

5. 0 Nat ur- und Landschaftspflege und Umweltschutz 

Durch den Bebauungsplan werden ackerbaulich genutzte Flä­
chen in einer Größe von 4,0 ha als Baugebiet und als öf­
fentliche Grünfläche vorgesehen. 

Schutzgebiete nach §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Na­
turschutzgesetz bzw. besonders schutzwürdige Tier- und 
Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen. 
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Eine durchgeführte Überprüfung anhand des Quantifizie­
rungsmodells (Hamburger Modell) zeigt, daß die festge­
setzte Bepflanzungsanbindung und die Pflanzung im Bereich 
der öffentlichen Grünzüge notwendig sind, um einen Aus­
gleich entsprechend § 10 Niedersächsisches Naturschutzge­
setz für die entsprechende Versiegelung durch die Bebau­
ung und Erschließung zu schaffen . 

Darüber hinaus werden die zukünftigen Bauherren im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens über die Möglichkeit von 
weiteren, eigenverantwortlichen Beiträgen zum Ausgleich 
bzw. zur Verbesserung des Naturhaushaltes informiert. Be­
grünte Dachflächen und Fassaden sind zwar nicht festge­
setzt, aber wünschenswert, weil sie zur Verbesserung des 
Kleinklimas beitragen und somit als Ausgleich zur Boden­
versiegelung dienen. Mit den getroffenen Maßnahmen wird 
ein fast vollständiger Ausgleich erreicht . 

6.0 Immissionsschutz 
•• y. 

Wegen der Nachfrage nach ~.ohnbauflächen soll zu;r Abrun­
dung des bestehenden Siedlungsgefüges die unbebaute Flä­
che am östlichen Ortsrand von Stederdorf für diese nach­
gefragte Nutzung erschlossen werden. 

Südöstlich des Planbereiches gelten die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Nr. 21 "Heseberg/Autobahnanschluß Feine­
Ost" (Gewerbegebiet ) . 

Zwischen dem geplanten Wohngebiet und der Gewerbefläche 
ist eine großzügige öffentliche Grünfläche festgesetzt. 
Diese dient als optische Trennung zwischen Wohnnutzungen 
und gewerblichen Nutzungen. 

Beim Anrechnen der bereits im Geltungsbereich des B-Pla­
nes Nr. 21 festgesetzten 20m breiten Fläche für Anpflan­
zungen beträgt die gesamte Pflanzstreifenbreite 50 m, so 
daß über das reine Abstandsmaß hinausgehende Schallminde­
rung bewirkt wird . 
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Um ein unbelastetes Wohnen in dem geplanten WA-Gebiet si ­
cherzustellen, wird aus Rücksicht auf diese Situation und 
ihre Schutzansprüche im nördlichen Teil des Gewerbegebie­
tes ein eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) festgesetzt, 
dessen Emissionen die eines Mischgebietes nicht über­
schreiten dürfen. Im Parallelverfahren wird der Bebau­
ungsplan Nr. 21 "Heseberg/Autobahnanscbluß Peine-Ost '' da­
hin gehend geändert. 

7.0 Planungsstatistik 

Größe des Plangebietes 
Erschließungsflächen 
Grünflächen 
Größe des Nettobaulandes 

Geplant sind 44 Häuser 
(30 % Einliegerwohnungen) 

4,10 
0,49 
0,83 
2,79 

= 44 
= 14 

= 58 

ha 
ha 
ha 
ha 

Wohneinheiten 
Wohneinheiten 

Wohneinheiten 

Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen (EW/WE) können 
135 Personen im Planungsgebiet wohnen . 

8.0 Kostenschätzung 

Der Stadt entstehen durch die geplante Maßnahme Kosten in 
Höhe von ca. 3,65 DM. Es werden Beiträge nach Maßgabe des 
geltenden Ortsrechts erhoben. 

9.0 Abwägung der Stel lungnahmen sowie Bedenken und Anregungen 

Eine Auflistung ist als Anlage beigefügt. 
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10.0 Verfahrensablauf 

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung fand in der Zeit vom 
14.03.l994 bis 25.03 . l994 statt. Die Begründung hat mit 

· dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr .· 26 Stederdorf "süd­
lich Mühlenweg'' und dem städtebaulichen Entwurf gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB vom 16.01 . 1995 bis 31.0l.1995 öffentlich 
ausgelegen. 

Aufgrund eines dringenden Wohnbaulandbedarfs der Bevölke­
rung im Raum Peine werden zur Verkürzung dieses Bebau­
ungsplanverfahrens die Vorschriften des Wohnungsbauer­
leichterungsgesetzes vom 17 . 05 . 1990, zuletzt geändert 
durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandge­
setz vom 07.05.l993, angewendet. 

Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbin­
dung mit dem Beschluß des Bebauungsplanes als Satzung in 
seiner Sitzung am 22.06.1995 beschlossen. 

Peine, 01.07.1997 

Bürgermeister i . !(' 




